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23. Mai2018 RA lr. Stahm Zimmermann ./. WBV e.V.

In Sachen

Zimmermann gegen Westdeutscher Basketballverband e.V.

-7S5iU18-

begründen wir namens des Klägers die mil Schriftsatz vom 24.04.2018

eingelegte Berufung gegen das Urteil des Amtsgerichts Duisburg mit

folgenden Anträgen; 6
iv1,tgIec in't AnvcallV€rei,r

KOOPERATIONSPARTNER
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1.) Unter Abänderung des am 22-03.2018 verkündeten
Urteils des Amtsgerlchts Oulsburg, A2.: 49 C 2A11t17
wird festgestellt, dass das Urteil des
Rgchtsausschusses des Beklagten in sachen Marcus
Zimmermann ./. WBV vom 22.05.2014, AZr 00170/11
(Anlage 'l) nichtig ist;

2.) Unter Abänderung de. arn 22-03.2018 verkündelen
Urteils des AmtsEerlchts Duisburg, Az-: 49 c 24111'17
wird der Beklagte verurteilt, 104,00 € nebst Zinsen
i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem iex/eils geltenden
Basiszlnssatz seit dem 14.03.2015 an den Kläger zu
bezahlen;

- hilfsweise -

Unter Abänderung des am 22.O3.2o'lA verkündeten
Urteils des Amtsgerichts Dui§burg, ALt 49 C 2E11h7
wird der Beklagte verurteilt, erneut über die Kosten

Oipl.-Klfr. A. BAUM-OÖPP
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lm Verfahren Marcus Zimmermann .1. WBV vom 22,05.2014, Az,: 00170/11
zu entscheiden.

B e g r ü n d u n g;

l./ umfang der Anfeclrtung

Das Amtsgericht hat zu Unrecht die Klagoanträge zu 1.) und 3.) der Klageschrift vom

13.09.2017 abgewiesen, die der Kläger mil seiner Berufung nunmehr weiterverfolgt. Das

Urteilwird daher nur in diesem Umfang der Überprüfung durch das Berufungsgericht gestellt.

lm Einzelnen wrrd folgendes genigl

llJ Antrag zu 1.) der ursprünglichen Klageschrift

Das Amtsgericht geht rechtsirrig davon aus, dass dem Kläger der Weg zur ordentlichen

Gerichtsbarkeil in dieser Angelegenheit versagt und der Antrag zu 1.) daher unzulässig ist.

Dies stützl das Amtsgericht zunächst rechtsirrig auf die Annahme, da§s sich der Kläger der

Rechtsordnung des Beklagten, sowie der Rechtsordnung des Deutschen Basketball Bundes

e-V. (nachfolgend "DBB") unterworfen habe. Diese Annahme geht fehl,

Eine ausdrückliche Anerkennung der Rechtsordnungen des Beklagten sowie des DBB sind

seitens des Klägers zu keinem Zeitpunkl erfolgt. tm Gegensatz zu den damaligen

Spielerlizenzanträgen haben weder der schiedsrichtererfassungsbogen' noch der

Lizenzantrag fÜr Schiedsrichter derartige Ordnungen erwähnt.

Ercisi Antragsformular für Schiedsrichterllzenz, Spielerlizenzantrag,

Erfassun gsbogen für §chledsrichter

Der Kläger hat keinerlei Erklärung abgegeben bz\r/. unterzeichnet, die eine Unterwerfung

unter die Rechtsordnungen ausdrücklich vorsieht. lnsofern ist auch die Annahme des

Amtsgerichts rechtsfehlerhaft, dass der Kläger durch eine Anerkennung der

Schiedsrichterordnung des Beklagten zugleich die Rechtsordnung des DBB anerkannt habe'

Die Schiedsrichterordnung des Beklagten sieht in § 1 Nr. 2, auf den sich das Amtsgericht

bezieht, lediglich einen Verweis auf die Schiedsrichterordnung des DBB vor. Ein Verweis auf

andere Satzungen und Ordnungen des Beklagten oder des DBB ergibt sich daraus entgegen

der Annahme des Amtsgerichts nicht.

Beweis: Kopie der schiedsrichterordnung de§ Beklagten
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Darüber hinaus besteht auch keine son§tige, mittelbare Unterwerfung unter die

Rechtsordnungen des Beklagten und/oder des DBB. Der Kläger hat einzig im Rahmen des

Autnahmeantrages des Vereins ,.HoopCamps e.V.", dessen Vorsiizender er ist. vom

01.11.2005 eine Erklärung unterzeichnet, nach der er die Satzung und die Ordnungen des

Westdeutschen Basketball-Verbandes a.V. und die des Doufschen Basketbalt Bundes e V

anerkennt. Darin liegt mangels Bestimmtheit der Verweisung koin wirksames Anerkennlnis

der Rechtsordnungen. Für den Kläge.war nicht im mindesten ersichtlich, welche Ordnungen

gemeint sind.

Für eine derarl einschneidende Regelung, die den Kläger seinem gesetzlichen Richter i.S.d.

Art. 101 Abs. 1, S. 2 GG entziehen würde, bedarf es eaner klaren und ausdrücklichen

Verweisung auf die entsprechenden Rechtsordnungen der beiden Verbände- Für den Kläger

hätte sich aus der Verweisung von vorneherein ergeben müssen, dass er mit der

Unterzeichnung des Aufnahmeantrages auf den Verbandsrechtsweg beschränkt werden

soll. Der BGH verlangt insöfern folgerichtig, etwa ftir die konkludente Unlerwerfung unler

Verbandsregelungen, dass der Betroffene eine zumutbare MÖglichkeit der Kenntnisnahme

von dem lnhalt des konkludent anerkannten Regelwerks haben muss (BGH, Urt- v- 28.

November '1994- ll ZR 11/S4). Selbiges muss ebenso für die rechtsgeschäitliche

Unterwerfunq gelten. Aufgrund der allgemein gehaltenen Angabe, dass eine UnteMerfung

unter die Ordnungen edolgen soll, war für den Kläger schon nicht ersichtlich welche

Ordnungen überhaupt gemeint gewesen sind. Folglich war e§ dem Kläger erst recht

unmöglich vom lnhatt einzelner Ordnungen, etwa der Rechtsordnungen Kenntnis zu

erlangen.

lm Ergebnis ist die Annahme einer Unterwerfung des Klägers unler die Rechtsordnung

mittels Untezeichnung des Aufnahmeantrages rechtslehlerhaft .

Darüber hinaus nimmt das Amtsgericht rechtsirrig an, der Kläger habe iedenfalls konkludent

eine UnteMerfung unter die Rechtsordnungen des Beklagten und des DBB erklärt. Diese

Annahme stützt das Amtsgericht auf eine entsprechende Anwendung der sog' ,,Reitsport'-

Entscheidung des BGH vom 2Ai1.1gg4 (ll ZR 11/94). Die Annahme einer Übodragbarkeit

des Urteils auf den Fall eines Schiedsrichters geht iedoch fehl.

Der BGH fühft in dem zitierten Urteil zwar aus, dass sich auch Nichtmitglieder der

Disziplinargewalt eines sportveöandes können sich unterstellen. Dies giltjedoch nur, soweit

das betreflende Nichtmitglied Einrichtungen des verbandes in Anspruch nimmt oder an dem

ausgeschriebenen Sponbetrieb, der in den Organisations- und Veranlwortungsbereich des

Verbandes Iällt und der nach den Regeln (Sport' oder Spielordnungen) des Verbandes

stattfindet, teilnehmen witl. (BGH, Urt. v. 28. November 1994 - ll ZR 111941.
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Schon dies trifft aut einen Schiedsrichter. wie es der Kläger, ist nicht zu. Es kann mitnichten

von einer Teilnahme des Klägers an einem Wettbewerb des Beklagten oder des DBB

gesprochen werden. Vidmehr führt der Kläger als selbstständiger Schiedsrichter im Auftrag

der Verbände die Aulsicht über Wettbewerbe um deren sportlich laire und einwändfreie

Durchführung zu kontrorrieren und zu gewährleisten. Als schiedsrichter wurde der Kläger

folglich selbstständig für den verband und in dessen lnteressen tätig und ist insofern nichr
im Entfemteslen mit einem Sporfler zu vergleichen.

Die vom Amtsgericht rechtsirrig vorgenommene üOertragung der Gedanken des zitierter
BcH-Urteils verbietet sich daher. Wollte man dies anders sehen, so käme in Anlehnung an

die sog. ,,Reitsportentscheidung" des BGH aber allenfalls eine Unterwerfung unler die

unmittelbar geltenden Wettkampfregeln in Betracht und nicht unter die Rechtsordnung des

Verbandes. Erstere sehen jedoch keinen Rechtsweg vor.

Wollte man dennoch annehmen, dass der Kläger zunächst auf den Veöandsrechtsweg

beschränkt gewesen wäre, so ist jedoch weiterhin die Annahme des Amtsgerichts rechtirrig,

däss der Kläger sich durch das Verlassen des Verbandsrechtsweges nach der ersten

lnstanz widerspnichlich i.S.d. § 242 BGB verhallen habe. Vielmehr ist es so. dass der zuvor

beschrittenen Verbandsrechtsweg ausgeschöpft gewesen ist. Daher durfte der Kläger,

unabhängig davon ob er den verbandsrechtsweg wegen einer Unterwerfung unter die

Rechtsordnungen des Beklagten und/oder des DBB beschreiten musste, nach der ersten

Instanz verlassen. Der Verbandsrechtsweg war erschöpfl, da es dem Kläger nach Ablauf

der veöandsrechtlichen Rechtsmittelfrist gem. § 18 der Rechtsordnung des DBB nicht mehr

möglich war, auf dem Verbandsrechtsweg gegen das erstinstanzliche Urteil des

Rechtsausschusses des Beklagten vozugehen.

Dae daraus gezogene Schlussfolgerung des Amtsgerichts, dass der Kläger aufgrund der

Fristversäumnis i,S.d. § 18 Nr. 1 DBB-Rechtsordnung sein Recht auf Geltendmachung

seiner Ansprüche und Rechte vor einem ordentlichen Gericht verwirkt habe geht ebenfalls

fehl. Für den Kläger war nicht ersichllich, dass eine Versäumung der Anrufung vereins-/

verbandsinterner Verfahren einer späteren Anrufung der ordentlichen Gerichte

entgegenstehen würde. Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung (BGHZ 47, 172. 175 f.) ist

anerkannt, dass eine Anrufung ordentlicher Gerichte nur dann durch eine Versäumung

vereinsinterner Verfahren ausgeschlossen ist, wenn diese Rechtsfolge der Fristversäumnis

sich tür den iuristischen Laien klar erkennbar aus der Satzung ergibl Dies ist vorliegend

nicht der Fali.

Der einschlägige § 18 Nr. 5 Rechtsordnung DBB gibt lediglich an, dass die Versäumnis einer

Frist zur Unzulässigkeit des (verbandsrechtlichen) Rechtsmittels führt. Von einer
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weitergehenden Rechtsfolge ist keine Rede. Gerade eine derart weitreichende Folge, wie

der gänzliche Ausschluss der Geltendmachung von Ansprüchen und Rechlen aul dem Wege

der ordentlichen Gerichtsbarkeit für den Fäll der Versäumnis müsste hier ausdrücklich

aufgeführt werden.

Der Bundesgerichtshof hat in dieser Hinsicht klar ausgeurteilt, dass insoweit ein Bedürfnis

besteht, die Mitglieder zu schützen. Sie müssen. wenn sie die Satzung kenn6n. in der Lage

sein, sich zu entscheiden, ob sie den Rechtsnachteil hinnehmen wollen oder nicht, und sie

müssen ihr Verhalten danach einrichlen können. Das setzt voraus, dass die Satzung für
jedes Mitglied aueh ohne iuristische Beralung deutlich erkennen lässt, dass und unter

welchen Umständen jene Rechtsfolge eintritt (gGH, Ent. v. 06. Mätz'1967 - ll2R 231164).

Daran fehlt es zweifelsohne, wenn - wie im vorlieqenden Fall - der worllaut der

Rechtsordnung lediglich besagt, dass die Versäumnis einer Frist zur Unzulässigkeit des

entsprechenden (verbandsintemen) Rechtsmittels lührt. lm Ergebnis kann ein Mitglied dann

aber auch nicht darauf verwiesen werden, dass es mangels Einlegung des versäumten

verbandsrechtlichen Rechtsmitlels das Recht verloren habe. in dieser Rechlssache die

ordentlichen Gerichte anrufen zu können. (vgl. BGH, Enl. v. 06. März 1967 - ll ZR 231164)

Wenn und soweit man dennoch annehmen wollen wÜrde, dass der verbandsinterne

Rechtsweg nicht ausgeschöpft gewesen ist, so ist iedenralls eine weitere Ausschöpfung des

verbandsinternen Rechtsweges, entgegen der rechtsirrigen Annahme des Amtsgerichts für

den Kläger unzumutbar gewesen- Dies ergibt sich aus zweierlei Gesichtspunkten. Einerseits

hat der Rechtsausschuss des DBB bereits mehrfach betont, dass er verbandsrechtliche

Normen nicht beachtet, da er diese als für sich nicht geltend ansieht.

Vor diesem Hintergrund ist es dem Kläger unzumutbar gewesen mit seinen Anträgen im

Wege eines Rechtsmitlels vor dem OBB Rechtsausschuss gegen das erstinstanzliche Urteil

des WBV Rechtsausschusses vozugehen. Die Anrulung eine§ verbandsrechtlichen Organs

der Rechtspflege, welches die eigenen verbandsrechtlichen Normen nicht anerkennt ist

schlichtweg unzumutbar.

Darüber hinaus ergibt sich die Unzumutbarkeit einer weiteren Beschreitung des

verbandsinternen Rechtswegs auch aus der Besetzung des Rechtsausschusses. lvlitglied

des OBB-Rechtsausschusses ist u-a- das Päsidiumsmitglied des Beklagten, Herr Lothar

Drewniok. Dieser wäre als Richter in eigener Sache tätig geworden, wenn und soweit der

Kläger den DBB Rechtsausschuss angerufen hätte. Dies stellt außerdem einen Verstoß
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gegen § 16 der Rechtsordnung des DBB dar. Weiterhin kommt erschwerend hinzu, dass der

Vorsitzende des Rechtsausschusses des DBB, Herr Frank Oliver Leist, in der Vergangenheit

bereits als Versammlungsleiter vom Präsidium des Beklagten vorgeschlagen und als solcher

auch gewählt wurde. Auch dies stellt weiterhin einen Verstoß gegen § 16 der Rechtsordnung

des DBB dar.

Das Näheverhältnis zwischen dem Vorsitzenden des Rechlsausschusses und dem

Beklagten. sowie die erläuterte Tätigkeit des Herm Drewniok im Präsidium des Beklagten

macht eine weitere Beschreitung des Verbandsrechtsweges für den Kläger in Gänze

unzumutber, denn mit einem ob,ektiven Ufteil konnte er nicht rechnen.

Letztlich ist auch eine Verwirkung i.S.d. § 242 BGB entgegen der rechtsirrigen Annahme des

Amtsgerichts nichl gegeben. Dem Kläger ist erst mit großem zeitlichem Abstand zum Urteil

des Rechtsausschusses des Beklagten bekannt geworden, dass der Rechtsausschuss des

Beklagten rein tatsächlich zu keinem Zeitpunkt gelagl und in korrekter, salzungskonformer

Weise über die Anträge des Klägers entschieden hat.

Beweis:

Dem Kläger war 6s insoweit gar nicht möglich, zu einem früheren Zeitpunkt den Weg vor ein

ordentliches Gericht zu beschreiten. Über dies konnte der Beklagte auch kein

schutzwürdiges verlrauen in dieser Hinsicht entwickeln- Es ist höchstrjchterlich anerkannt,

dass ein Vertrauenstatbestand i.S.d. § 242 BGB nicht entstehen kann, wenn dem Schuldner,

vorliegend dem Beklagten klar ist. dass der Gläubiger von dem ihm zustehenden Anspruch

keine Kenntnis hat- (BGH, NJW 2000, 140: BAG, NJW 2001, 2907) sowie für den Fall, dass

sich der Gläubiger unredlich verhalten hat (BGH 25, 52). Beides ist vorliegend der Fall und

sleht der rechtsinigen Annahme des Amtsgerichts, dass eine Verwirkung i.S.d. § 242 BGB

vorliege entgegen.

'lil
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Der Rechtsausschuss des Beklagten handelte unredlich, indem er ohne die saüungsgemäß

vorgesehene Pflicht (vgl. §§ 7 fi. Rechtsordnung DBB) zur Beratung über die Anträge

entschied. Dieses Verhalten isl dem Beklaqten u.a. gem. s 31 BGB zuzurechnen. Darüber
hinaus war dem Beklagten bewusst, dass der Kläger von der Tatsache. dass keine Beratung

stattgefunden hatte nur schwerlich Kennlnis erlangen würde. Somit konnte der Kläger, was

dem Beklagten ebenfalls klar war, auch davon, dass das Urteil nichtig ist und ihm daher ein

Rechtsmittel zusteht nicht oder erst mit deu icher Verzö'gerung erfahren. lm Ergebnis

scheidet eine Verwirkung i.S.d. § 242 BGB mangels Verträuenstalbestand aus.

lm Ergebnis ist die amtsgerichtliche Annahme einer Unzulässigkeit des Klageantrages zu

1.) daher rechtsirrig.

lll./ Antrag zu 3.) der ursprünglichen Klageschrift

Das Arntsgericht geht rechtsinig davon aus, dass der zulässige Haupt- und Hilfsantrag

- Ziff. 3 der Klageschrift - unbegründet sei. Eine Verwirkung i.S.d. § 242 BGB liegt nichl. vor.

Das Urteil des Rechtsausschusses des Beklagten ist ni6htig, weshalb die Kosten für die

lnstanz in jedem Fall von dem Beklaglen zu tragen sind. Die Annahme des Amtsgerichts,

dass eine Verwirkung i.S.d. § 242 BGB vorliege, weil der Kläger nach Einzahlung des

Vorschusses den Rechtsweg nicht bis zu Ende bescfiritten habe ist rechtsirrig.

Der verbandsrechtliche Rechtsweg war, w'E vorstehend ausfi.ihrlich dargelegt, erschöptt.

Darüber hinaus wäre eine weitere Beschreitung des Verbandsrechtswegs für den Kläger

unzumutbar gewesen. Folglich kann der Kläger mit dem zulässigen Antrag zu 3.) aus der

urspninglichen Klageschrift sehr wohl die Kosten des Verfahrens vor dem Rechtsausschuss

des Beklagten ersetzt verlangen.

Diese hat der Beklagte zu tragen, weil das Urteil des Rechtsausschusses aufgrund

rechtswidriger Besetzung des Rechtsausschusses, mil in der Sache befangenen Richtern,

nichtig ist.

Beweis:

r-Tlll?ll--rr r--!
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Der Beklagte hat daher als .Träger" seines Rechtsausschusses für die Kosten

aufuukommen, die dem Kläger durch das nichtige Urteil des Rechtsausschusses entstanden

sind.

Darüber hinaus hat der Beklagt€ die Kosten aber auch vor dem Hintergrund dessen zu

tragen, dass der Beklagte in dem Verlahren vor dem Rechtsausschuss in der Sache

unterlegen gewesen wäre und insoweit als unterlegene Parlei des Verfahrens die Kostcn

hätte tragen müssen gem. § 27 Abs. 1 der Rechtsordnung des DBB-

Zudem ist auch die Auffassung des Amtsgerichts rechtsirrig, dass der hiifsweise geltend

gemachte Antrag auf erneute Entscheidung über die Kosten unbegründet sei. Soweit man

nämlich davon ausgehen wollen würde, dass die Entscheidung über die Kosten des

Verfahrens vor dem Rechtsausschuss im Ermessen des Rechtsausschusses selbst liegen,

so stellt sich die Entscheidung iedenfalls als ermessensfehlerhaft dar.

Dem Kläger des verbandsrechtlichen Verfahrens die Koalen aulzuerlegen, ohne dass es

eine satzungs- und gsseEeskonforme Beratung in der Sache gegeben hat, stellt einen

groben Ermessenstehler und Verstoß gegen § 27 Abs. 1 der Rechtsordnung des OBB dar-

Der geltend gemachte Zinsanspruch ergibt sich aus dem Gesichtspunkt des Verzuges gem-

§§ 280 lt 286 BGB.

- gez. -

Rechtsanwalt



SCHIEDSRICHTERORDN UNG
des Westdeutschen Basketöall-Ver.bandes e.V.

Beschlossen am 18.05.2003 (Verbandstag, Duisburg)
geändert durch den ordenuichen Verbandstag 2005 (Ouisburg)
geändert durch den ordentlichen Verbandstag 2007 (paderborn)
geändert durch den außerordentlichen Verbandstag 2009 (Leverkusen)
geändert durch den ordenülcten Verbandstag 2009 (Dorsten-Wutfen)

§ 1 Allgemeines

O Das Schiedsrichterwesen des Westdeutschen Basketball-Verbandes e. V. untersteht
der Aufsicht des Vizepräsidenten Schiedsrichterwesen.

@ Die WBV-Schiedsrichterordnung regelt das Schiedsrichterwesen des WBV ergänzend
zur DBB-SchO.

6 Der Vizepräsident Schiedsrichterwesen wird durch folgende Gremien unterstützt:

, Schiedsrichterausschuss,
. SchiedsrichteranseEungsstellen,
. UmbeseEungastellen,
. Kreisschiedsrichterwarte

§ 2 Schiedsrichterausschuss

Die Zusammensetzung des Schiedsrichterausschusses sowie die Berufung seiner Mitglie-
der und deren Aufgaben sind in der Geschäfts- und Verfahrensordnung des WBV gere-
gelt.

§ 3 Umbesetzungsstellen

Die UmbeseEungsstellen haben die Aufgabe, für absagende Schiedsrichter für Ersatz zu
sorgen. Das Verfahren regelt die Ausschreibung.

§ 4 Krcisschiedsrichterwarte

O Das Schiedsrlchterwesen in den Basketballkreisen regeln die Kreise in eigener Verant-
wortung im Rahmen der Bestimmungen der WBV- und der DBB-SchO. Zuständig ist der
jeweilige Kreisschiedsrichterwart.

O Zur Information der Kreisschiedsrichterwarte und Koordination des Schiedsrichterwe-
sens im WBV findet einmal jährlich eine Kreisschiedsrichterwafte-Tagung statt, zu der der
Vizepräsident Schiedsrichterwesen des WBV einlädt.

§ 5 Schiedsrichterlizenzen und Kadenugehörigkeit

O Die Ausbildung und Prüfung der Schiedsrichteranwärter obliegt den Kreisen. Schieds-
richteranwärter müssen im lahr der Ausbildung grundsätzlich das 15. Lebens-
jahr vollenden. Erfolgreiche Lehrgangsteilnehmer erhalten die Basis-Lizenz.

WBV-SChO i.d.F. 28.06.2009



O Die Ausbildung und Prüfung von Schiedsrichtern auf WBV-Ebene wird durch die Prü-

fungsrichtlinien des WBV geregelt. Der Vizepräsident Schiedsrichterwesen kann mit Zu-
stimmung des WBV-Schiedsrichterausschusses in begründeten Einzelfällen Ausnahmen
für Prüfungsverfahren zur Erlangung einer Schiedsrichterlizenz anordnen.
Schiedsrichter-Lizenzen werden vom DBB ausgestellt.

O Alle Ausbildungslehrgänge sind nach der DBB-Modulausbildung oder dem WBV-
Grundausbildungssystem durchzuführen.

@ Für die Schiedsrichter sind jährliche Fortbildungslehrgänge anzubieten. Sie werden
grundsätzlich nur anerkannt, wenn sie von einem WBV-Schiedsrichterausbilder ab-
gehalten werden.

O Die Verlängerung einer Schiedsrichterlizenz ist grundsätzlich von der Teilnahme an
einer der jährlichen Fortbildungen abhängig,

@ Auf WBV-Ebene kommen grundsäElich Schiedsrichter zum Einsatz, die durch den
WBV ausgebildet und gepnift wurden. Die Einstufung in Kader, die zum Einsatz in be-
stimmten Ligen berechtigen, regeln die Richtlinien zur Kaderzugehörigkeit.

o Schiedsrichter, die auf WBV-Ebene eingesetzt werden, benötigen eine aktuelle Fortbil-
dung. Fehlende Fortbildungen können durch Rettungsfortbildungen nachgeholt werden.

§ 6 Schiedsrichtergestellung

O Jeder Verein, der mit einer Seniorenmannschaft am Spielbetrieb des WBV teilnimmt,
hat zwei einsatzfähige, lizenzierte Pflichtschiedsrichter für jede gemeldete Mannschaft zu
stellen. leder Verein, der mit einer U20-Mannschaft am Spielbetrieb teilnimmt, hat einen
einsatzfähigen, lizenzierten Pflichtschiedsrichter zusäElich zu stellen. Die Voraussetzun-
gen für die Anerkennung als einsatzfähiger Pflichtschiedsrichter regelt die Ausschreibung.

@ Schiedsrichter, die zum Einsatz auf WBV-Ebene zur Verfügung stehen, sind durch den
Verein, dem sie angehören, bis zum 01. funi eines -lahres fÜr die kommende Saison bei

der zuständigen Stelle zu melden.
Für Vereine mit Bundesligamannschaften gelten zusäElich die Vorschriften des DBB bzw.
der Bundesligen.

@ ,eder Schiedsrichter, der auf WBV-Ebene zum Einsatz kommen soll, muss
sach in TeamSL für dae jeweilige Saison anmelden und online die vorgeschrie-
benen Eingaben tätigen.

@ Vereine, die der Schiedsrichter-Gestellungspflicht gemäß Absau 1 nicht nachkommen,
werden mit einem Bußgeld nach den Bestimmungen des WBv-Strafenkataloges belegt'

o Vereine, die erstmalig am Seniorenspielbetrieb des WBV teilnehmen und nicht über die
geforderte Anzahl von Schiedsrichtem verfügen, werden im ersten Jahr ihrer Teilnahme
am Spielbetrieb von der Bußgelderhebung freigestellt. Diese Regelung gilt nicht für
Vereine, welche ein Tealnahmerecht übernommen haben.

@ Ein Schiedsrichter, der keine Ansetzung wahmimm! gilt als nicht gemeldet.

i

!2- wBV Scrro i.d.F. 28.06.2009



@ Ein michtschiedsrichter gemäß AbsaE 1, der über die Hälfte seiner AnseEungen und
der von ihm übernommenen UmbeseEungen nicht wahmimmt wird gemäß Strafenkata-
log bestraft. Selbst vorgenommene UmbeseEungen in der Bezirksliga und Jugend-
Oberliga gelten als wahrgenommene Spiele, wenn der ErsaEschiedsrichter demselben
Verein angehöft und die Umbeseuung der zuständigen Umbesetzungsstelle ordnungsge-
mäß gemeldet wurde.

@ Meldet ein Verein mehr einsatzfähige Schiedsrichter als nach § 6, 1. notwendig, erhält
er, wenn diese Schiedsrichter ihre Ansekungen in der laufenden Saison wahrnehmen,
einen Bonus. Näheres regeh die Ausschreibung.

§ 7 Ansetzungen zu Spielen

@ Für alle Pflichtspiele der Senioren und der Jugend auf WBV-Ebene werden die Anset-
zungen durch den Vizepräsidenten Schiedsrichterwesen oder dessen Beauftragte
(Sch iedsrichteransetzungsstellen) vorgenommen.

@ Die Ansetzungen werden in den Amtlichen Mitteilungen veröffentlicht. Jeder angesetz-
te Schiedsrichter und dessen Verein wird über die jeweiligen Ansetzungen informiert.

O Die Schiedsrichter sind verpflichtet, die ihnen von der zuständigen Stelle übertragenen
AnseEungen wahrzunehmen.

o leder Schiedsrichter hat seine Anseuungen zu prüfen und gegebenenfalls rechtzeitig
Umbesetzungen zu veranlassen.

O Fühlt sich ein Schiedsrichter gegenüber einer Mannschaft, bei der er für ein Pflichtspiel
angesetzt ist, befangen, so kann er um Umbesetzung beim Vizepräsidenten Schiedsrich-
terwesen oder dessen Beauftragten (zustäindige Umbeseüungsstelle) nachsuchen.

@ Schiedsrichter, die ihre AnseEungen nicht wahrnehmen oder die vorgeschriebene Um-
beseEung nicht bewirken, werden entsprechend dem Strafenkatalog bestraft.

§ 8 P'flachten und Rdrte der Schiedsrachter

OJeder Schiedsrichter sollte ein EinsaEbuch zu führen.

@ Jeder Schiedsrichter muss den Spielauftmg in der vorgeschriebenen in den Amtlichen
Mitteilungen veröffentlichten Schiedsrichterkleidung durchführen. Die Vereine sollten ihre
Schiedsrichter entsprechend ausrüsten.

@ leder Schiedsrichter i6t verpflichtet, eine Mailadresse anzugeben. Die Mittei-
lung über AnseEungen erfolgt ausscfiließlich an diese uailadresse.

@ lede Anderung der Anschrift, der Telefonnummer oder der veröffentlichten EmaiF
Adresse ist unverzüglich der WBV-Geschäftsstelle miEuteilen, oder s€lbständig in
Teämsl zu ändern.

O Jeder Schiedsrichter darf während des laufenden Wettbewerbes nur ftir den Verein
Spiele leiten, für den er gemäß § 6 Nr. 1. gemeldet ist.
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@ leder Schiedsrichter hat bei Durchführung seines Spielauftrages Anrecht auf die durch
den Verbandstag beschlossenen Entgelte, insbesondere Schiedsrichtergebühr, Fahrtkos-
ten und gegebenenfalls Verpflegungsgeld. Die jeweils gültigen Gebühren und Entgelte
sind in die Ausschreibungen aufzunehmen und in den Amtlichen Mitteilungen zu veröf-
fentlichen.

O Schiedsrichter haben bei Vorlage ihrer Lizenz bei allen Veranstaltungen auf WBV-Ebene
freien Eintritt-

@ Schiedsrichter des Regional- bzw. Oberliga-Kaders sind verpflichtet, ihren Kreisen für
Aus- und Foftbildungsmaßnahmen zur Vefügung zu stehen.

@ Schiedsrichter des WBV, die in den Bundesligen zum EinsaE kommen, sind verpflich-
tet, dem WBV-Schiedsrichterwesen als Lehrkräfte für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen
sowie als SR-Coaches zur Verfügung zu stehen.

§ 9 Freundschaftsspiele

Offizielle Freundschafuspiele auf WBV-Ebene sind von lizenzieften Schiedsrichtern zu
leiten.

§ 10 Informationen für Vereine und Schiedsrichter

o Einsatzfähige Schiedsrichter, die die Anforderungen der § 6, 1. bis 3. dieser Ordnung
efüllen, werden als aktive Schiedsrichter in TeamSL geftihrt.

@ Die Termine für Schiedsrichter-Pnifungs- und Fortbildungslehrgänge sind in den Amtli-
chen Mitteilungen des WBV zu veröffentlichen.

§ 11 Schlussbestimmung

Anderungen dieser Schiedsrichterordnung treten mit ihrer Genehmigung durch den WBV-
Verbandstag in Kraft,

Ende der Schiedsrichterordnung
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